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Darstellung und Bewertung der zum Bebauungsplan-Entwurf 63469/07 

–Arbeitstitel: Ehemaliger Güterbahnhof in Köln-Ehrenfeld– eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 1 und Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) wurde vom 
22.10.2014 bis zum 20.11.2014 bzw. vom 25.04.2016 bis zum 25.05.2016 durchgeführt Im Zeitraum der Beteiligung sind 15 Stellungnahmen eingegan-
gen. 

Nachfolgend werden die Inhalte der Stellungnahmen (stichwortartig) sowie ihre Berücksichtigung im weiteren Verfahren dargestellt. 
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Bezirksregierung Köln –Dezernat 25- (Verkehr, IGVP und ÖPNV) 

keine Bedenken 

Kenntnisnahme  

Bezirksregierung Köln –Dezernat 52- (Abfallwirtschaft u. Boden-
schutz –einschl. anlagenbezogener Umweltschutz) 

Im Hinblick auf den südlich des Plangebietes befindlichen Metall-
verwertungsbetriebes der Fa. Max Becker wird darauf hingewie-
sen, dass in Zeiten mit geringer Tageslichtverfügbarkeit das Be-
triebsgelände durch Beleuchtungsmasten erhellt wird. Darüber 
hinaus sind die eingesetzten Bagger mit Strahlern versehen, um 
den Arbeitsbereich auszuleuchten. Des Weiteren befinden sich 
auf dem Betriebsgelände Beleuchtungseinrichtungen, die außer-
halb der Betriebszeiten während der Nachtstunden aus Sicher-
heitsgründen eingeschaltet werden. Der Einsatz der o. g. Be-
leuchtungsmaßnahmen führt zu Lichtemissionen, die in den 
Wohnungen mit Sichtverbindung zum Betrieb der Fa. Max Becker 
wahrgenommen werden können. Es wird daher eine Untersu-
chung der Lichtemissionen angeregt 

Darüber hinaus wird angeregt, auf dem Wall vor der Lärm-
schutzwand eine Gehölzpflanzung (z. B. Hainbuchenhecke) vor-
zunehmen, die eine Sichtverbindung der oberen Wohnungen 
zum Betriebsgelände der Fa. Max Becker unterbricht. Dadurch 

teilweise Die Stellungnahme wird im Hinblick auf die Lichtemmissionen 
berücksichtigt. Eine Untersuchung der Lichtemissionen erfolgt 
durch die Peutz Consult GmbH. 

Aufgrund der konkreten Wall-/Wandkonstruktion ist eine Anpflan-
zung von hohen Bäumen nicht möglich. 
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könnte zumindest die optische Wahrnehmung des Schrottplatzes 
und seiner Lichtemissionen eingeschränkt bzw. verhindert sowie 
potentielle Beschwerde vorgebeugt werden. 

Bezirksregierung Köln –Dezernat 53- (Immissionsschutz - ein-
schl. anlagenbezogener Umweltschutz) 

Störfallrechtliche Beurteilung des Erdgasbehälters der Rhein-
Energie AG anhand des vorliegenden Gutachtens: 

Die im Gutachten untersuchten Störfallszenarien entsprechen 
den Vorgaben des KAS-18 Leitfadens. Ebenso sind die Ergeb-
nisse des Gutachtens plausibel und nachvollziehbar. 

Auf der Grundlage des Gutachtens kann daher die Aussage ge-
troffen werden, dass ein Konflikt zwischen dem Betriebsbereich 
des Erdgasbehälters der RheinEnergie AG und dem nördlich ge-
legenen Plangebiet auszuschließen ist. 

Kenntnisnahme  

Bezirksregierung Köln –Dezernat 54- (Wasserwirtschaft - einschl. 
anlagenbezogener Umweltschutz) 

Der Zuständigkeitsbereich wird von dem Vorhaben nicht berührt. 

Kenntnisnahme  

Bezirksregierung Düsseldorf –Dezernat 22.5- Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst 

Es wird eine Überprüfung der zu bebauenden Fläche auf 
Kampfmittel empfohlen. 

ja In den Bebauungsplan wird ein entsprechender Hinweis aufge-
nommen. 

Industrie- und Handelskammer zu Köln 

Die Industrie- und Gewerbegebiete dürften durch die Planung 
nicht in ihrem Bestand und ihren Entwicklungsmöglichkeiten be-
einträchtigt werden. 

Bezüglich des geplanten Nahversorgers im Mischgebiet MI 3 sei 
die Auswirkungsanalyse abzuwarten. 

Das MI 2 solle überwiegend dem Wohnen dienen. Hier finde zu 

teilweise Für die Entwicklung des Mischgebietes wurde ein städtebauli-
ches Konzept entwickelt, welches auf die bestehende Lärmthe-
matik eingeht. An den am stärksten verlärmten Bereichen im 
Westen wie im Osten des Plangebietes wird das Wohnen ausge-
schlossen. Dafür erfolgt in den zentralen Bereichen die Schaffung 
von Wohnraum.  

Mit den im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen - Errich-
tung einer Lärmschutzwand, bedingte Festsetzungen zur Errich-
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der Industrie- und Gewerbefläche sowie zu der Schienenver-
kehrstrasse keine Nord-Süd-Zonierung statt. Die Lärmwerte wür-
den deutlich überschritten. Hinzu komme die Erschütterungsprob-
lematik durch die Bahntrasse. Insgesamt zeige sich deutlich, 
dass entlang der Südkante eine gewerbliche Nutzung in Form 
einer Riegelbebauung sinnvoll wäre und eine Zonierung (im Sü-
den wohnverträgliches Gewerbe und im Norden Wohnen) ange-
bracht sei. In der jetzigen Form handele sich um heranrückende 
Wohnbebauung. Sowohl für die zukünftige Wohnbebauung, als 
auch für die gewerbliche und industrielle Nutzung in der Nach-
barschaft entstünde hier eine Konfliktsituation, die für beide Sei-
ten existenziell werden könnte. Die Schaffung von dringend be-
nötigtem Wohnraum könne nicht die Missachtung von Mindest-
abständen die Folge haben.  

Aufgrund der Planung entfielen gewerblich nutzbare Flächen. Im 
Rahmen eines dynamischen Flächenmanagements werde eine 
Kompensation gefordert. Eine Tauschböse könne Wohnbauflä-
chen zu Gewerbe- und Industrieflächen umwandeln oder umge-
kehrt. Wichtig sei dabei eine stets ausgeglichene Gesamtbilanz. 

tung der Lärmschutzwand sowie zu der Baureihenfolge, Aus-
schluss von nicht öffenbaren Fenstern bzw. schutzbedürftiger 
Räume- fensterunabhängige Belüftung, Lärmschutzmaßnahmen 
entsprechend den dargestellten Lärmpegelbereichen werden hin-
reichende Vorkehrungen gegen schädliche Umweltauswirkungen 
getroffen. Die Festsetzungen gewährleisten trotz der erheblichen 
Vorbelastungen gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse. 

Die Planung trägt mit diesen Festsetzungen der Bewältigung der 
Konfliktsituation Rechnung. 

Das Thema Erschütterung wurde gutachterlich untersucht. Da-
nach kann im Rahmen der Baugenehmigung ein ausreichender 
Erschütterungsschutz sichergestellt werden. 

Ein dynamisches Flächenmanagement ist keine Aufgabe inner-
halb eines Bebauungsplanverfahrens. Der Flächennutzungsplan 
der Stadt Köln steuert die generellen Vorgaben der Flächenent-
wicklung.  

Landesbetrieb Straßenbau NRW Niederlassung Köln 

Gegen das Planungskonzept bestehen keine Bedenken. 

Kenntnisnahme  

Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Köln 

keine Bedenken 

Kenntnisnahme  

DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung Köln, Liegen-
schaftsmanagement 

Folgende Hinweise seien zu beachten: 

Ansprüche gegen die Deutsche Bahn AG, aus dem Betrieb der 
Eisenbahn in seiner jeweiligen Form ausgeschlossen. Insbeson-
dere seien Immissionen wie Erschütterung, Lärm, Funkenflug, 
elektromagnetische Beeinflussungen und dergleichen entschädi-

teilweise Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und soweit erfor-
derlich beachtet. 

Die Immissionen wurden gutachterlich untersucht und durch ent-
sprechende Festsetzungen (z.B. Lärmschutz, Erschütterungen) 
berücksichtigt. 

Die komplette Fläche des Plangebietes befindet sich im Eigentum 
der aurelis Asset GmbH, vertreten durch die aurelis Real Estate 
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gungslos hinzunehmen. Eventuell erforderliche Schutzmaßnah-
men (Schallschutz) seien auf eigene Kosten vorzunehmen. 

Abstand und Art der Bepflanzung müssten so gewählt werden, 
dass bei Windbruch keine Bäume auf das Bahngelände bzw. in 
das Lichtraumprofil des Gleises fallen könnten. 

Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maß-
nahmen zur Instandhaltung und dem Unterhalt, im Zusammen-
hang mit dem Eisenbahnbetrieb, seien weiterhin zu gewähren.  

Vorsorglich werde darauf hingewiesen, dass planfestgestellte 
Betriebsanlagen der Eisenbahn in der Bauleitplanung nur nach-
richtlich aufgenommen werden könnten. Eine Überplanung der 
planfestgestellten Betriebsanlagen der Eisenbahn sei in jedem 
Fall rechtswidrig.  

Ergebe sich im Zusammenhang mit einem Bebauungsplan die 
Notwendigkeit der Änderung einer Betriebsanlage bedürfe es der 
Beteiligung des Eisenbahn-Bundesamtes.  

Der Zugang zu den Bahnanlagen müsse für Rettungskräfte und 
das Instandhaltungspersonal jederzeit gewährleistet sein. 

Es werde auch weiterhin ein Geh- und Fahrrecht zum Stellwerk 
(Maarweg 172) benötigt.  

Im Bereich von Kinderspielplätzen oder Sportanlagen sei ein Ball-
fangzaun von 6 m erforderlich. 

GmbH & Co. KG, Region West. Die Fläche ist gemäß § 23 des 
Allgemeinen Eisenbahngesetzes von Bahnbetriebszwecken frei-
gestellt; es befinden sich somit im Plangebiet keine planfestge-
stellten Betriebsanlagen der Eisenbahn. 

Das Geh- und Fahrrecht zum Stellwerk (Maarweg 172) wird im 
Bebauungsplan berücksichtigt.  

Ein Ballfangzaun von 6 m Höhe ist nicht erforderlich, da sich zwi-
schen den Bahnanlagen und dem Kinderspielplatz eine Lärm-
schutzeinrichtung mit einer Höhe von 12 m befindet. 

Polizeipräsidium Köln, Führungsstelle Verkehr 

Gegen das Verfahren bestehen keine Bedenken. Allerdings sollte 
die Verkehrsinfrastruktur laut Gutachten angepasst werden. 

teilweise Im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplanes erfolgt die 
Anpassung der Verkehrsinfrastruktur für die direkten Anschluss-
punkte der Planstraße an die Vogelsanger Straße sowie den 
Maarweg. Die darüber hinaus im Verkehrsgutachten dargestell-
ten Maßnahmen sind nicht Teil dieses Bebauungsplanverfahrens. 
Ziel der Stadt Köln ist es jedoch, die dort genannten Maßnahmen 
mittelfristig ebenfalls umzusetzen. 
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Polizeipräsidium Köln, Kriminalkommissariat Kriminalpräventi-
on/Opferschutz 

Es wird auf das kostenlose Beratungsangebot zur Städtebauli-
chen Kriminalprävention sowie kriminalpräventiv wirkende Aus-
stattungen von Bauprojekten mit einbruchhemmenden Siche-
rungseinrichtungen hingewiesen.  

Kenntnisnahme nicht planungsrelevant  

Deutsche Telekom AG, Netzproduktion GmbH, TI NL West, PTI 
22 

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Tele-
kom. Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien 
müssen weiterhin gewährleistet bleiben. Über gegebenenfalls 
notwendige Maßnahmen zur Sicherung, Veränderung oder Ver-
legung können erst Angaben gemacht werden, wenn endgültige 
Ausbaupläne vorliegen. 

Hinweise zum Ausbau des Telekommunikationsnetztes. 

Kenntnisnahme Die Telekommunikationslinien werden bei der konkreten Er-
schließungsplanung berücksichtigt. 

 

Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen –Referat Z 24- 

Folgende Richtfunkbetreiber sind im angefragten Gebiert tätig: 

- Deutsche Telekom Technik GmbH 
- E-Plus Mobilfunk GmbH 
- Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste NRW 
- QSC AG (2-fach) 
- Telefonica Germany GmbH § Co. KG 
- Vodafone GmbH 

Durch eine rechtzeitige Einbeziehung in die Planung können 
mögliche Störungen der Richtfunkstrecken vermieden werden.  

Kenntnisnahme Von den Richtfunkstrecken kann nur der Hochpunkt an der Ost-
spitze betroffen sein. Bei der Planung des Hochhauses bzw. bei 
Bauausführung des Hochpunktes sind die Richtfunkbetreiber zu 
beteiligen. 

 

Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW Köln 

Gegen das Planungskonzept bestehen keine Bedenken. 

Kenntnisnahme   
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Stadtwerke Köln GmbH, Abteilung Liegenschaften 

keine Bedenken 

Kenntnisnahme   

Rheinische NETZGesellschaft mbH –Leitplanung- 

Die Versorgung des Gebietes mit Wasser und Energie kann aus 
den vorhandenen Anlagen erfolgen. In den MI 2.1 bis Mi 2.4 sind 
die Gehrechte um Flächen für Leitungsrechte zu ergänzen. 

Zur Sicherstellung der Stromversorgung sind zwei Trafostationen 
im Plangebiet erforderlich. Es wird um einen Hinweis im Plan so-
wie um Erwähnung in der Begründung gebeten. 

Oberhalb der Tiefgaragen und der Rampen ist für Wasserleitun-
gen eine Mindestüberdeckung von 1 m erforderlich. 

Im Bereich der geplanten Baumpflanzungen an der Vogelsanger 
Straße befinden sich Versorgungsleitungen. In Zusammenhang 
mit geplanten Baumpflanzungen sind Planungsvereinbarungen 
zwischen dem Investor, der Stadt Köln und den Versorgungsträ-
gern abzustimmen. 

ja Im Bebauungsplan sowie in der Begründung erfolgt ein entspre-
chender Hinweis zu den Trafostationen. 

In den Bebauungsplan wird ein Hinweis zur Mindestüberdeckung 
von ‚Wasserleitungen aufgenommen. 

Im Bereich der Vogelsanger Straße erfolgt der Erhalt von beste-
henden Bäumen, Neupflanzungen sind in diesem Bereich nicht 
vorgesehen.  

Der Hinweis zu geplanten Baumpflanzungen wird im Rahmen der 
Ausführungsplanung berücksichtigt. 

 

Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR 

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundsätzlichen Be-
denken, wenn die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestim-
mung Spielplatz/Flutfläche (für Starkregenfall) im Bebauungsplan 
festgesetzt wird. 

ja Im Bebauungsplan erfolgt die Festsetzung einer öffentlichen 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz. Überlagert wird 
diese Fläche mit dem Hinweis, dass Teile dieser Flächen auch 
als Überschwemmungsfläche/Starkregenereignis dient. Die Si-
cherung einer entsprechenden Herstellung dieser Fläche erfolgt 
über einen Erschließungsvertrag. 

 

AWB Abfallwirtschaftsbetriebe Köln GmbH Schreiben vom 
02.05.2016 

Es wird auf die RASt 06 sowie auf § 10 (Standplätze für Abfallbe-
hälter) der Abfallsatzung der Stadt Köln hingewiesen 

ja Die RASt 06 wird bei der Einrichtung der Zuwege sowie der 
Schleppkurven und Wendeanlagen berücksichtigt.  

Im Rahmen der Baugenehmigungsplanung wird § 10 der Abfall-
satzung der Stadt Köln berücksichtigt. 
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AWB Abfallwirtschaftsbetriebe Köln GmbH Schreiben vom 
23.05.2016 

Gegen die Umsetzung der Maßnahme bestehen erhebliche Be-
denken. 

Die festgesetzte GFZ überschreitet die Obergrenzen des § 17 
BauNVO erheblich. Diese Überschreitung trägt maßgebend zu 
den Problemen der Erschließung und des Verkehrs sowie des 
Lärms bei. 

Die verkehrliche Erschließung des neuen Wohngebietes soll über 
die Vogelsanger Straße im Osten und den Maarweg im Westen 
erfolgen. 

Für die aktuelle Nutzung des AWB Standortes Maarweg 271 ste-
hen zwei Zufahrten zur Verfügung. 

Die Haupteinfahrt am Maarweg wird durch die neue Zufahrt in 
das Plangebiet tangiert und erfährt hierdurch eine ungenügende 
Qualitätsstufe E. Eine derartige Verkehrsqualitätsstufe, insbe-
sondere die Gefahr eines Zusammenbruchs des Verkehrs-
flusses, erscheint für ein Grundstück, welches der Entsorgung 
und somit einem öffentlichen Zweck dient, nicht akzeptabel. 

Des Weiteren wird die geplante Festsetzung eines Mischgebietes 
kritisch gesehen. Aufgrund der Überschreitung von Grenzwerten 
der TA-Lärm und aufgrund des Trennungsgrundsatzes in § 50 
BImSchG besteht die Besorgnis, dass der Bebauungsplan-
Entwurf gegen das Rücksichtnahmegebot verstößt, welches nach 
§ 15 Absatz 1 BauNVO auch beinhaltet, dass neu zu errichtende 
Anlagen nicht in unzumutbarer Art und Weise Belästigungen 
ausgesetzt werden dürfen. 

Die Bedenken beziehgen sich zum einen auf die bereits heutigen 
Tätigkeiten, die von der AWB am Standort Maarweg für die Si-
cherheit und Sauberkeit der Stadt Köln geleistet werden, zum 
anderen auf die Erfüllung künftiger Anforderungen der Stadt Köln 

teilweise  

Aufgrund von mehreren, etwa zeitgleich in Bearbeitung befindli-
chen Projektentwicklungen im Stadtteil Ehrenfeld wurden umfas-
sende verkehrliche Analysen für die gesamte Gebietsentwicklung 
durchgeführt.  

Mit Hilfe von Verkehrserhebungen wurde an insgesamt 21 Kno-
tenpunkten eine aktuelle Datenbasis für verkehrliche und auch 
umwelttechnische Fragestellungen geschaffen. 

Insgesamt bringt das Verkehrsgutachten den Nachweis, dass 
sämtliche in die Untersuchung eingestellte Entwicklungen dann 
verkehrlich machbar sind, wenn die im Gutachten aufgezeigten 
Maßnahmen (Ausbau des Knotenpunktes Oskar-Jäger-
Straße/Weinsbergstraße/Widdersdorfer Straße sowie signaltech-
nische Anpassungen) umgesetzt werden und Maßnahmen für 
alle Verkehrsteilnehmer gleichermaßen maßvoll weiterentwickelt 
werden. 

Mischgebiet 

In der praktischen Konsequenz ist bei der planerischen Auswei-
sung von Baugebieten zunächst nach dem Trennungsgrundsatz 
des § 50 BImSchG zu prüfen, ob zumutbare Lärmimmissionen 
bereits durch hinreichende Abstände zu den maßgeblichen 
Emissionsquellen gewährleistet sind. 

Das Einhalten von Mindestabständen scheidet aufgrund der vor-
liegenden räumlichen Situation aus, da dies bedeuten würde, 
dass eine Mischnutzung an dieser Stelle nicht umsetzbar wäre. 

Die Fläche des ehemaligen Güterbahnhofs stellt eine der letzten 
großen Konversionsflächen für die städtebauliche Weiterentwick-
lung in Ehrenfeld dar. Bei der Planung handelt es sich um die 
Konversion einer innerstädtischen Fläche im Rahmen der nach-
haltigen Innenentwicklung. Mit dem städtebaulichen Ziel, der In-
nenentwicklung einer Außenentwicklung den Vorrang zu geben, 
wird dem Grundsatz entsprochen, mit Grund und Boden sparsam 
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an die AWB. 

Insbesondere durch die geplante Wohnbebauung auf dem ehe-
maligen Güterbahnhof Ehrenfeld wird der Betriebsstandort 
Maarweg in seinen betrieblichen Entwicklungspotenzialen zu-
künftig eingeschränkt. Optimierungsmaßnahmen und die damit 
gegebenenfalls verbundenen Genehmigungen werden nach der 
Herstellung der Wohnbebauung immer schwieriger in der Umset-
zung sein. 

Soweit versucht wird, eine Einhaltung der Grenzwerte der TA-
Lärm durch passive Schallschutzmaßnahmen zu erreichen, be-
gegnet dies erheblichen Bedenken. Gemäß der TA-Lärm ist der 
Schall einen halben Meter vor dem geöffneten Fenster zu mes-
sen. Es ist zu befürchten, dass nach Verwirklichung der geplan-
ten Wohnbebauung Schallschutzmaßnahmen zu Lasten der 
AWB angeordnet werden.  

 

und schonend umzugehen und zur Verringerung der zusätzlichen 
Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen beizutra-
gen. 

Die Verwirklichung von 450 Wohneinheiten im Mischgebiet folgt 
dem Ziel, dem aktuellen Wohnraumbedarf gerecht zu werden. 

Das Plangebiet ist durch Straßen- und Schienenverkehr sowie 
Gewerbelärm erheblich vorbelastet. 

Das Mischgebiet wird in Teilgebiete gegliedert, in denen zum ei-
nen Wohnen unzulässig, zum anderen überwiegend Wohnen 
zulässig ist. Der östliche und westliche Teil des Plangebietes 
dient der Unterbringung von nicht wesentlich störenden gewerbli-
chen Nutzungen, da hier die Lärmbelastung, insbesondere durch 
den nächtlichen Schienenverkehr, am höchsten ist. 

In einer schalltechnischen Untersuchung wurden die auf das 
Plangebiet einwirkenden beziehungsweise von diesem ausge-
henden Verkehrs- und Gewerbelärmimmissionen rechnerisch 
ermittelt und bewertet. 

In den Bereichen, in denen Überschreitungen der Immissions-
richtwerte der TA Lärm gemäß Lärmgutachten prognostiziert 
werden, werden öffenbare Fenster schutzbedürftiger Räume im 
Sinne der DIN 4109 durch entsprechende Festsetzungen ausge-
schlossen. Hierdurch ist gewährleistet, dass sich kein Immission-
sort im Sinne der TA-Lärm ergibt. 

Die geäußerte Befürchtung, dass nach Verwirklichung der ge-
planten Wohnbebauung Schallschutzmaßnahmen zu Lasten der 
AWB angeordnet würden, ist somit unbegründet. 

Kölner Verkehrs-Betriebe AG 

keine Bedenken 

 

Kenntnisnahme   
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Häfen und Güterverkehr Köln AG, HGK A 1  

keine Bedenken 

Kenntnisnahme   

 


